
 1 
 Sonderschulzweckverband 9/1 

  18. Erg. Lief. 04/2002 

 
 

S A T Z U N G 
 

des Zweckverbandes der Schulen für Lernbehinderte 
(Sonderschulen) vom 03. März 1980  

in der Fassung des IV. Nachtrages vom 08.02.2000 
 

Aufgrund des § 11 Abs. 1 Satz 1 des Schulverwaltungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. August 1978 (GV NW 1978 S. 516) und des § 9 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1979 (GV NW 1979 S. 621) hat die Schulverbandsversammlung des Zweckver-
bandes der Schulen für Lernbehinderte (Sonderschulen) in der Sitzung am 3. März 1980 
folgende Zweckverbandssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Verbandsmitglieder 

 
Die Stadt Bergneustadt, 
die Stadt Gummersbach, 
die Stadt Waldbröl 
die Stadt Wiehl,  
die Gemeinde Engelskirchen, 
die Gemeinde Marienheide, 
die Gemeinde Morsbach, 
die Gemeinde Nümbrecht und 
die Gemeinde Reichshof 
 
bilden nach § 11 Abs. 1 des Schulverwaltungsgesetzes (SchVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 1985 (GV NW 1985 S. 155) sowie nach dem Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1979 (GV NW 1979 S. 621), dem Ersten Gesetz zur Ordnung des Schulwesens im Lande 
Nordrhein-Westfalen (SchOG) vom 8. April 1952 (GV NW 1952 S. 61) und dem Schulfi-
nanzgesetz (SchFG) vom 17. April 1970 (GV NW 1970 S. 288) jeweils in der z. Z. gelten-
den Fassung, einen Schulverband als Zweckverband im Sinne des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GKG). 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1) Der Schulverband ist Träger der Schulen für Lernbehinderte (Sonderschulen) im Ge-

biet der in § 1 genannten Verbandsmitglieder. 
 
(2) Die Schulen für Lernbehinderte führen die Namen: 
 
 Schule für Lernbehinderte (Sonderschule), 
 Jakob-Moreno-Schule in Gummersbach 
         Schule für Lernbehinderte (Sonderschule), 
         Roseggerschule in Waldbröl 
 
(3) Die Zuständigkeit der Verbandsmitglieder zur Erfüllung der o. a. Aufgaben geht auf 

den Schulverband als Schulträger über 
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§ 3 

Name, Sitz, Dienstsiegel 
 

(1) Der Schulverband führt den Namen "Zweckverband der Schulen für Lernbehinderte 
(Sonderschulen)". 

 
(2) Er hat seinen Sitz in Gummersbach. 
 
(3) Der Schulverband führt ein Dienstsiegel gemäß Muster 8 der Anlage zur Verordnung 

über die Führung des Landeswappens vom 16.05.1956 (GV NW S. 219) in der Fas-
sung vom 09.12.1969 (GV NW S. 937 / SGV NW 113). Dieses enthält die Inschrift 
"Zweckverband der Schulen für Lernbehinderte (Sonderschulen)" - oberer Halbkreis - 
und das Landeswappen - unterer Halbkreis. 

 
 

§ 4 
Organe 

 
Organe des Schulverbandes sind die Schulverbandsversammlung und der Schulverbands-
vorsteher. 
 

 
§ 5 

Zusammensetzung der Schulverbandsversammlung 
 

(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus je 2 Mitgliedern der Gemeinden über 
10.000 Einwohner und je 1 Mitglied der Gemeinden unter 10.000 Einwohner. 

 Maßgebend für die Zahl der Mitglieder ist die fortgeschriebene Einwohnerzahl des 
Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik in Düsseldorf, wie sie der Festset-
zung der Schlüsselzuweisungen für die Gemeinden alljährlich zugrundegelegt wird.  

 
(2) Für jedes Mitglied der Schulverbandsversammlung ist für den Fall seiner Verhinde-

rung ein Stellvertreter zu wählen. 
 
(3) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung und ihre Stellvertreter werden durch 

die Vertretungskörperschaften der Verbandsmitglieder für deren Wahlzeit aus Ihrer 
Mitte oder aus den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes gewählt. Die Mitglieder der 
Schulverbandsversammlung üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt 
sind, bis zum Amtsantritt der neubestellten Mitglieder weiter aus. Die Mitgliedschaft in 
der Schulverbandsversammlung erlischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl des 
Mitgliedes wegfallen. 

 
(4) Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vor Ablauf der Wahlzeit aus, so ist für die 

restliche Wahlzeit ein neues Mitglied (stellvertretendes Mitglied) der Schulverbands-
versammlung zu wählen. 

 
(5) Je ein Vertreter der katholischen und der evangelischen Kirche und die Schulleiter der 

in § 2, Abs. 2 genannten Schulen nehmen an den Sitzungen der Schulverbandsver-
sammlung mit beratender Stimme teil. 

 
(6) Für die Dauer Ihrer Wahlzeit wählt die Schulverbandsversammlung in der ersten Sit-

zung aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter. Die Bestimmungen in 
Abs. 3 Satz 2 und 3 und Abs. 4 sind sinngemäß anzuwenden. 
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 (7) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig und haben An-

spruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des entgangenen Arbeitsverdienstes nach § 17 
Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit. 

 
 

§ 6 
Zuständigkeit der Schulverbandsversammlung 

 
(1) Die Schulverbandsversammlung beschließt über folgende Angelegenheiten des 

Schulverbandes: 
 
 a) Den Beitritt von Verbandsmitgliedern, 
 
 b) die Bildung der Schuleinzugsbereiche, 
 
 c) die Ausübung der Rechte des Schulträgers nach § 21 SchVG, 
 
 d) die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan, 
 
 e) die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlastung, 
 
 f) den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken und sonstigen Vermögensge-

genständen, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 
 
 g) die Aufnahme von Krediten, die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von 

Gewährverträgen und die Bestellung sonstiger Sicherheiten für andere sowie sol-
che Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen, soweit 
es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, 

 
 h) die Änderung der Satzung, 
 
 i) die Auflösung des Schulverbandes oder die Änderung seiner Aufgaben, 
 
 k) die Bildung eines Bauausschusses, 
 
 l) die Bildung eines Rechnungsprüfungsausschusses. 
 
(2) Die Schulverbandsversammlung entscheidet ferner über sonstige Angelegenheiten 

des Schulverbandes soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt oder die Schulverbandsversammlung nicht die Entscheidung über bestimmte 
Angelegenheiten dem Schulverbandsvorsteher überträgt. 

 
(3) Die Schulverbandsversammlung übernimmt die Aufgaben des Schulausschusses. 
 
 

§ 7 
Beschlüsse der Schulverbandsversammlung 

 
(1) Jedes Mitglied der Schulverbandsversammlung hat eine Stimme. Die Schulverbands-

versammlung ist nur beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte der Zahl der Mitglie-
der nach § 5 Abs. 1 der Satzung anwesend ist. 

 
(2) Beschlüsse der Schulverbandsversammlung werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 
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(3) Beschlüsse über die Änderung der Satzung, insbesondere über den Beitritt und das 

Ausscheiden von Verbandsmitgliedern sowie über die Auflösung des Schulverbandes 
bedürfen der Zustimmung einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Schul-
verbandsversammlung nach § 5 Abs. 1 der Satzung, ebenso Beschlüsse zur Ände-
rung der Aufgaben des Schulverbandes (§ 2 der Satzung). 

 
(4) Der Beschluss über die Auflösung des Schulverbandes bedarf außerdem der Zu-

stimmung aller Verbandsmitglieder. 
 
(5) Für die Abstimmung und Wahlen gelten im übrigen die §§ 49 und 50 der Gemeinde-

ordnung NW entsprechend. 
 
 

§ 8 
Sitzungen der Schulverbandsversammlung 

 
(1) Die Schulverbandsversammlung wird schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung 

mit einer Ladungsfrist von 10 Tagen durch den Vorsitzenden einberufen. Sie tritt we-
nigstens einmal im Haushaltsjahr zusammen. Der Vorsitzende hat sie unverzüglich 
einzuberufen, wenn ein Fünftel der Mitglieder es unter Angabe der zu beratenden 
Angelegenheiten verlangt. Er setzt die Tagesordnung nach Benehmen mit dem 
Schulverbandsvorsteher fest. 

 
(2) Die Sitzungen der Schulverbandsversammlung sind öffentlich, § 48 Abs. 2 GO NW ist 

entsprechend anzuwenden. 
 
(3) Über die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung wird durch den Schulverbands-

vorsteher oder einen von ihm zu benennenden Schriftführer eine Niederschrift ange-
fertigt, die von dem Vorsitzenden, einem weiteren Mitglied und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen ist. 

 
 

§ 9 
Schulverbandsvorsteher 

 
(1)   Der Schulverbandvorsteher und seine zwei Stellvertreter werden von der Schulver-

bandsversammlung aus dem Kreise der Hauptverwaltungsbeamten oder mit Zustim-
mung ihres Dienstvorgesetzten aus dem Kreis der allgemeinen Vertreter oder der Lei-
tenden Bediensteten der zum Schulverband gehörenden Gemeinden gewählt. Sie 
dürfen der Schulverbandsversammlung nicht als Mitglied angehören. Der Schulver-
bandsvorsteher und die beiden Stellvertreter bleiben bis zu dem Zeitpunkt im Amt, zu 
dem ein von der Schulverbandsversammlung gewählter Nachfolger sein Amt antritt. 
Die Amtszeit des Schulverbandsvorsteher und seiner Stellvertreter endet mit dem 
Ausscheiden aus den hauptamtlichen Tätigkeiten. 

 
 (2) Soweit für die Angelegenheiten des Schulverbandes nicht die 

Schulverbandsversammlung zuständig ist, werden sie durch den 
Schulverbandsvorsteher verwaltet. Er hat die Beschlüsse der 
Schulverbandsversammlung vorzubereiten und auszuführen.  

(3)   Der Schulverbandvorsteher bedient sich zur Durchführung  seiner  Aufgaben  
        und der Kassengeschäfte des Schulverbandes der Verwaltung seiner Gemein-  
        de. Das Nähere wird durch eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung geregelt.         
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(4) Der Schulverbandsvorsteher und seine Stellvertreter nehmen an den Sitzungen der 

Schulverbandsversammlung teil.  
 

 (5) Der Schulverbandsvorsteher vertritt den Schulverband gerichtlich und außergericht-
lich. Erklärungen, durch die der Schulverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Sie werden vom Schulverbandsvorsteher und seinem Stellvertreter unter-
zeichnet. Die Vorschrift gilt nicht für laufende Geschäfte der Verwaltung. Im Falle der 
Verhinderung infolge Abwesenheit oder Erkrankung des Schulverbandsvorstehers 
oder seines Stellvertreters werden die Erklärungen gemäß Satz 2 von dem zuständi-
gen Vertreter im Hauptamt unterzeichnet. 

 
 

§ 10  
Deckung des Finanzbedarfs 

 
(1) Der Schulverbandsvorsteher hat alljährlich eine Haushaltssatzung nach den für die 

Gemeinden geltenden Vorschriften in Verbindung mit § 18 des Gesetzes über Kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GKG) aufzustellen und spätestens einen Monat vor Be-
ginn des Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

 
(2) Die nicht durch sonstige Einnahmen gedeckten Ausgaben des Schulverbandes wer-

den zur Hälfte nach der Zahl der Schüler, zur anderen Hälfte nach den Umlagegrund-
lagen der Kreisumlage auf die Verbandsmitglieder verteilt. 

 
(3) Gehört ein Verbandsmitglied zu mehreren Sonderschulverbänden, so errechnet sich 

die Umlagegrundlage im Sinne des Abs. 2 nach dem Verhältnis der Schüler, die aus 
dem Gebiet des Verbandsmitgliedes eine Schule des Schulverbandes besuchen, zu 
der Gesamtzahl der öffentlichen Schulen gleicher Art besuchenden Kinder aus dem 
Gebiet des Verbandsmitgliedes. 

 
(4) Für die Verteilung nach Abs. 2 und 3 wird die Durchschnittszahl der Schüler zugrun-

degelegt, die am 1. Oktober der letzten drei Jahre vor dem jeweiligen Haushaltsjahr, 
für das die Haushaltssatzung erlassen wird, die Schulen des Verbandes nach § 2 
Abs. 2  besucht haben. Die Verhältniszahl gilt jeweils für drei aufeinanderfolgende 
Haushaltsjahre. Basisjahr ist 1981. 

 
 (5) Die Verbandsmitglieder zahlen ihren Anteil an der Umlage in vierteljährlichen Raten 

jeweils zum 1. eines jeden Kalendervierteljahres. 
 
 

§ 10 a 
Prüfung der Jahresrechnung 

 
Die Jahresrechnung des Schulverbandes wird von einem von der Schulverbandsversamm-
lung zu bestimmenden Rechnungsprüfungsamt geprüft. Der zuständige Sachbearbeiter des 
zu bestimmenden Rechnungsprüfungsamtes ist gleichzeitig Schriftführer des Rechnungs-
prüfungsausschusses. 
Der Rechnungsprüfungsausschuss gemäß § 6 Abs. 1 (l) ist abweichend von § 9 Abs. 3 
stets mit drei Mitgliedern und drei stellvertretenden Mitgliedern zu besetzen. 
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§ 11 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 
Beschlüsse der Schulverbandsversammlung und sonstige Angelegenheiten des Schulver-
bandes, die öffentlich bekannt zu machen sind, werden in den beiden Tageszeitungen "O-
berbergischer Anzeiger" und "Oberbergische Volkszeitung" veröffentlicht. 
 
 

§ 12 
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 

 
Verbandsmitglieder können nach § 7 Abs. 3 der Satzung aus dem Schulverband ausschei-
den. Die Mitgliedschaft endet frühestens mit Ablauf des Haushaltsjahres, das der öffentli-
chen Bekanntmachung des Beschlusses folgt. 
 
 

§ 13 
Hauptamtliche Tätigkeit 

 
(1) Der Schulverband hat das Recht Beamte, Angestellte und Arbeiter hauptamtlich zu 

beschäftigen. 
 
(2) Im Falle der Auflösung des Schulverbandes oder der Änderung seiner Aufgaben, ist 

für die Beamten, Angestellten und Arbeiter einschließlich der Versorgungsempfänger 
eine einvernehmliche Übernahmeregelung gem. § 14 zwischen den Verbandsmitglie-
dern zu treffen.  

 
 

§ 14 
Auseinandersetzungen 

 
(1) Bei der Auflösung des Schulverbandes haben die Verbandsmitglieder eine Vereinba-

rung über die Verteilung des nach Abzug der Verbindlichkeiten verbleibenden Vermö-
gens zu treffen. 

 
(2) Kommt diese Vereinbarung nicht binnen einer Frist von sechs Monaten nach Auflö-

sung des Schulverbandes zustande, so ist das nach Erfüllung der Verbindlichkeiten 
verbleibende Vermögen unter Zugrundelegung des Verkehrswertes im Zeitpunkt der 
Auflösung nach Maßgabe der Verbandsumlage im Durchschnitt der drei letzten Jah-
resrechnungen durch die Aufsichtsbehörde zu verteilen. 

 
 

§ 15 
Anwendung des Kommunalverfassungsrechtes 

 
Soweit das Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit, das Schulverwaltungsgesetz und 
diese Satzung nichts anderes bestimmen, gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung 
NW sinngemäß. 
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§16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom 24.05.1963 in der Fassung des IV. 
Nachtrages vom 16.11.1978 außer Kraft. 


